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Zohlnhöfer, Reimut (2004): 

Der Einfluss von Parteien und Institutionen auf die Wirtschafts- und Sozialpolitik
In seinem Artikel setzt sich Zohlnhöfer (2004) mit den politischen Variablen auseinander, die zur Erklärung der wirtschafts- und sozialpolitischen Staatstätigkeit in den OECD-Ländern beitragen. 

Parteiendifferenzhypothese
Die Parteiendifferenzhypothese besagt, dass Unterschiede in der parteipolitischen Zusammensetzung von Regierungen zu feststellbaren Unterschieden in der Staatstätigkeit führen. Ursprünglich stammt diese Annahme von Hibbs (1977 zit. nach Zohlnhöfer 2004), der jeder Regierung einen „Philips-Kurven-Tradoff“ unterstellt, also die Wahl zwischen Arbeitslosigkeit und Inflation. Nach Hibbs vertreten die Parteien die Interessen der verschiedenen Klassen, welche jeweils die Wählerschaft einer Partei darstellen. Eine an die Macht gekommene Partei wird deswegen eine Politik im Sinne der ökonomischen Interessen ihrer Wählerschaft betreiben und sich damit von den Konkurrenzparteien, welche andere Klassen und deren ökonomischen Interessen vertreten, unterscheiden. Somit entsteht durch den Parteienwettbewerb Parteiendifferenz. 
Die Massenintegrationsparteien auf Klassenbasis, wie Hibbs die Parteien verstanden hatte, haben sich aber zu Volksparteien gewandelt, welche versuchen, breitere Wählerschichten anzusprechen. Insbesondere Kirchheimer (1965 zit. nach Zohlnhöfer 2004) schloss daraus, dass die Parteiunterschiede verschwinden, was wiederum bedeuten würde, dass Unterschiede in der Staatstätigkeit nicht mehr auf unterschiedliche parteiliche Zusammensetzungen der Regierungen zurückgeführt werden können. Bezüglich der Frage der Angleichung der Parteien besteht unter den Parteienforschern keine Einigkeit.
Alternativ zur Erklärung der Parteiendifferenzen durch die Interessen der Wählerschaft und den damit verbundenen Parteienwettbewerb stellt Zohlnhöfer einen Erklärungsansatz vor, der unterschiedliche Parteiprogramme auf die Wertvorstellungen der Parteimitglieder zurückführt. Nach diesem Erklärungsansatz bestehen Parteiendifferenzen trotz Parteienwettbewerb weiter, weil sich die Parteimitglieder die Durchsetzung gemeinsamer politischer Vorstellungen zum Ziel gesetzt haben. Parteien verhalten sich demnach durchaus policy-orientiert und werden auch versuchen, Reformen durchzusetzen, die von ihrer Wählerschaft vielleicht auch einmal weniger Zustimmung erhalten. 
Einfluss der Globalisierung

Die theoretische Begründung, dass Parteien sich voneinander unterscheiden wollen, bedeutet nicht zwangsläufig, dass Parteien auch unterschiedliche Politiken verfolgen können. Viele Wissenschaftler verfechten die These, dass der Handlungsspielraum der Regierungen (bzw. Regierungsparteien) und damit die Möglichkeit zur Parteiendifferenz durch die zunehmende Globalisierung eingeschränkt werden. Die Globalisierung führe zu einem Standortwettbewerb, wodurch sich die Regierungen zur Senkung der Steuer- und Abgabenbelastung gezwungen sähen. Dies wiederum lasse eine Konvergenz auf ein neoliberales Modell erwarten, was zumindest in der Wirtschafts- und Sozialpolitik zu einem Verschwinden der Parteiendifferenzen führt. Diese Argumentation hat aber auch Gegenstimmen hervorgerufen und in der Literatur findet sich noch kein Konsens zu diesem Thema. 
Institutionelle Einschränkungen des Regierungshandelns

Politische Institutionen wie beispielsweise zweite Parlamentskammern, ein präsidentielles Regierungssystem oder das Volksreferendum können es den Regierungen (bzw. Regierungsparteien) erheblich erschweren, ihre beabsichtigte Politik durchzusetzen. Das Vetospieler-Theorem von Tsebelis (1995 zit. nach Zohlnhöfer 2004) besagt, dass eine Veränderung des Status quo umso schwieriger ist, je mehr Vetospieler (d.h. individuelle oder kollektive Akteure) bei einer Entscheidung berücksichtigt werden müssen. 
Ausserhalb des Entscheidungsprozesses gibt es aber noch andere institutionelle Beschränkungen. So kann Föderalismus dazuführen, dass eine zentralstaatliche Regierung in einem bestimmten Politikfeld nicht über die nötigen Kompetenzen und/oder Ressourcen verfügt, um ihre gewünschten Reformen durchzusetzen. Auch unabhängige Zentralbanken können das Regierungshandeln einschränken, indem sie der Regierung die Kontrolle über die Geldpolitik entziehen. Eine zusätzliche Abschwächung der Parteiendifferenzen ist zudem durch die Europäische Integration möglich, weil diese (wie die Globalisierung) zu einem Standortwettbewerb mit dem damit verbundenen Steuersenkungswettlauf, Kürzungsdruck auf wohlfahrtsstaatliche Leistungen und Deregulierung führt. 
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